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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1/01-22 und örtliche Bauvorschriften 
für den Bereich „Johannisstraße“ – frühzeitige Beteiligung nach § 4 Abs. 1 
BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
zum o.g. Bebauungsplan nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
Die im Bebauungsplan Nr. 1/01-22 für den Bereich „Johannisstraße“ ausgewiesene 
Fläche (FlSt-Nr. 1101/5 und 1099/2) wurde zuletzt als Standort eines Lebensmittelge-
schäfts mit angrenzendem Parkplatz genutzt. Durch den o.g. Bebauungsplan soll nun-
mehr Wohnraum durch vier mehrgeschossige Wohnhäuser geschaffen werden. Im 
Zuge dessen soll zunächst der vollständige Rückbau der bestehenden Überbauung 
vorgenommen und im Anschluss die geplante Baumaßnahme umgesetzt werden. Ne-
ben der Errichtung der vier Wohngebäude ist auch ein Kinderspielplatz und eine Tief-
garage vorgesehen. Darüber hinaus sollen private Grünflächen angelegt und Bäume 
gepflanzt werden.  
 
Da hier der Bebauungsplan im Verfahren nach § 13 a BauGB aufgestellt wird, wird auf 
einen Umweltbericht sowie eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung verzichtet.  
Auf die Möglichkeit einer Verfahrensbeschleunigung wurde verzichtet und eine früh-
zeitige Beteiligung wird durchgeführt. 
 

1. Schutzgebiete  
 
Die durch den Bebauungsplan betroffenen Flurstücke liegen im Naturpark Neckartal-
Odenwald. Allerdings liegen diese in der Erschließungszone gemäß § 2 Abs. 3 Ziffer 
4 Naturpark-Verordnung (NP-VO), sodass eine Erlaubnis nach der NP-VO nicht not-
wendig ist, wobei sich die Grenzen des Naturparks an die geordnete städtebauliche 
Entwicklung anpassen.  
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Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt außerhalb von weiteren 
Schutzgebieten oder Biotopsstrukturen i. S. d. 23 ff. Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG). 
 

2. Artenschutz  
 
Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes hinsichtlich besonders und streng ge-
schützter Arten (§ 44 BNatSchG) sind zu beachten, insbesondere die artenschutz-
rechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG. Die Vorschriften des 
besonderen Artenschutzes unterliegen nicht der Abwägung. 
 
Zur Prüfung artenschutzrechtlicher Belange wurde im Zeitraum zwischen Juni und Juli 
2024 eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt. Die Ergebnisse wur-
den in einem entsprechenden Bericht mit Stand vom 25.10.2024 (saP) dokumentiert. 
Darin konnte zum einen eine Betroffenheit der streng geschützten Zwergfledermaus 
sowie des besonders geschützten Mauerseglers festgestellt werden. Um ein Auslösen 
von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG bezüglich der beiden nach FFH-Richt-
linie Anhang IV geschützten Arten zu vermeiden, wurden im Bericht zur speziellen ar-
tenschutzrechtlichen Prüfung Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen (Bau-
zeitenregelung, Besatzfreiheitskontrolle) sowie CEF-Maßnahmen (Installation von Fle-
dermauskästen, Mauersegler-Nistkästen) für den Entfall bzw. die Entwertung derer 
Quartiere formuliert. 
Des Weiteren kann aber auch ein Vorkommen streng geschützter Eidechsen nicht mit 
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Um die Einwanderung von potenzi-
ell vorkommenden Eidechsen in das Baufeld während der Baumaßnahme zu vermei-
den, ist das Stellen eines Reptilienschutzzaunes entlang des südlichen Flurstück-
grenzverlaufs als Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahme vorgesehen. 
 
Vorab ist anzumerken, dass auf diese artenschutzrechtliche Prüfung in den vorliegen-
den Unterlagen bislang nur in der Begründung des Bebauungsplans (Punkt 4.3) ver-
wiesen wird. Wir bitten in der Begründung noch um Klarstellung, dass eine Betroffen-
heit streng geschützter Arten aus den Gruppen Brutvögel (Mauersegler) und Fleder-
mäusen festgestellt werden konnte und eine Betroffenheit von Reptilien (insbesondere 
Eidechsen) nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden kann.  
In der Begründung unter Punkte 4.3 wird aber auch ausgeführt, dass die artenschutz-
rechtlichen Maßnahmen so weit wie möglich in die Festsetzungen bzw. den Durchfüh-
rungsvertrag aufgenommen werden. In den Festsetzungen oder Hinweisen sind aller-
dings bislang keine Ausführungen hierzu enthalten. Die Artenschutzmaßnahmen 
(inkl. der noch erforderlichen Ergänzungen, siehe untenstehende Ausführun-
gen) sind daher, sofern dies bauplanungsrechtlich zulässig ist, in die textlichen 
Festsetzungen oder zumindest in die Hinweise aufzunehmen. 
 
Die Artenschutzmaßnahmen werden in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 
in der Tabelle Nr. 5 (S.29) formuliert. Die als ASM1 bis ASM 4 benannten Maßnah-
men sind verbindlich einzuhalten und umzusetzen, unter den nachstehenden Er-
gänzungen.  
Die Maßnahme ASM 2 bezüglich der Besatzfreiheitskontrolle unmittelbar vor dem 
Abriss ist abzuändern. Die genannte Besatzfreiheitskontrolle ist aus Sicht der unteren 
Naturschutzbehörde nicht nur nach Möglichkeit durchzuführen, sondern vor der Durch-
führung von Abrissarbeiten zwingend durch eine fachkundige Person umzusetzen. 
Ohne vorherige Kontrolle sind Abrissarbeiten unzulässig und das Ergebnis der Besatz-
freiheitskontrolle ist der unteren Naturschutzbehörde vor Durchführung der Abrissar-
beiten unaufgefordert mitzuteilen. 
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Zur Maßnahme ASM3 (Reptilienschutzzaun) bestehen folgende Ergänzungen: Der 

Reptilienschutzzaun ist vor Beginn der Baumaßnahme zu errichten und über die Bau-

zeit hinweg instand zu halten. Die Aufstellung des Zaunes ist durch die ökologische 

Baubegleitung zu begleiten. Dies beinhaltet die regelmäßige Kontrolle des Zaunes 

durch die ökologische Baubegleitung während der Vegetationszeit, die sofortige Be-

seitigung von Beschädigungen und den Freischnitt während der Vegetationszeit. 

 
Zudem gibt es Anmerkungen in Bezug auf die Maßnahme ASM4, die die Anbringung 
von Fledermauskästen und Mauerseglerkästen vorsieht. Diese Maßnahmen wer-
den im Bericht und in der Begründung als CEF-Maßnahme aufgeführt, die als vorge-
zogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 44 Abs. 5 Ziffer 3 und 
Satz 4 BNatSchG entsprechend vor dem Eingriff in die bestehenden Quartiere der 
Arten wirksam sein müssen. Aus den Unterlagen geht jedoch nicht hervorgeht, wo 
diese Kästen angebracht werden sollen (lediglich Gebäude in der Umgebung, aber 
ohne Verweis auf geeignete Standorte). Es kann daher bislang nicht beurteilt werden, 
ob die Maßnahmen für Fledermäuse und Mauersegler als CEF-Maßnahmen aner-
kannt werden können. Hierfür ist es erforderlich, dass sich die Maßnahmen im räumli-
chen Zusammenhang zum Eingriff befinden. Aus der speziellen artenschutzrechtli-
chen Prüfung geht insbesondere wiederum hervor, dass Mauersegler sehr ortstreue 
Tiere sind und ihren angestammten Brutplatz immer wieder aufsuchen (vgl. saP, S. 
27). Dies bedingt, dass sich ein Ersatznistplatz in unmittelbarer räumlicher Nähe zum 
bisherigen Nistplatz befinden muss, um von diesem wahr- und auch angenommen zu 
werden. Soweit eine Anbringung von Mauerseglerkästen an dem bisherigen Gebäude, 
das als Nistplatz genutzt wird, erfolgen kann, kann diese Maßnahme als CEF-Maß-
nahme anerkannt werden. Hierbei kann es sich bei Bedarf auch um eine temporäre 
Maßnahme handeln soweit die Anbringung von Mauerseglerkästen am späteren Neu-
bau als CEF-Maßnahme zugesagt und verbindlich festgesetzt wird.  
Für eine abschließende Stellungnahme zum besonderen Artenschutz im weite-
ren Verfahrenslauf bzw. der Offenlage ist daher die Benennung der Standorte 
der Ersatzlebensstätten für Mauersegler und Fledermäuse erforderlich. 
Für den Fall, dass Nistkästen an Gebäuden Dritter angebracht werden, weisen wir 
darauf hin, dass eine rechtliche Sicherung erforderlich wird.  
Die Ersatzlebensstätten sind über einen Zeitraum von 25 Jahren funktionsfähig zu er-
halten. 
 
Darüber hinaus bestehen zu den Kästen folgende Ergänzungen: 

- Fledermauskästen: Da die Zwergfledermaus eine spaltenbewohnende Fleder-

mausart ist, sind Fledermausflachkästen zu verwenden. Die Ausführung der 

Fledermausflachkästen sind mit der ökologischen Baubegleitung abzustimmen. 

Empfohlen werden seitens der unteren Naturschutzbehörde Flachkästen aus 

Holzbeton. Diese müssen in einer Höhe zwischen 3-8 m in südöstlicher bis 

nordwestlicher Ausrichtung und in Nähe zum ursprünglichen Quartier ange-

bracht werden. Es darf sich keine künstliche Beleuchtung direkt neben den Käs-

ten befinden.  

- Mauerseglernistkästen:  

o Sie müssen mindestens 6-7 m über dem Erdboden, bestenfalls direkt 

unter der Dachkannte, in östlicher/nordöstlicher/nördlicher Ausrichtung 

angebracht werden. Empfohlen werden seitens der unteren Naturschutz-

behörde Nistkästen aus Pflanzfaserbeton. Die Anflugbereiche müssen 

frei von Hindernissen wie Vorsprünge, Dachteile, Rohre, etc. sein. Un-
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terhalb des Einfluges muss es direkt frei nach unten gehen. Die Ausfüh-

rung der Nistkästen sind mit der ökologischen Baubegleitung abzustim-

men.  

o Da Mauersegler Koloniebrüter sind, müssen die Kästen im Verbund an 

die Gebäudefassade angebracht werden. Ein seitlicher Mindestabstand 

zueinander muss nicht beachtet werden. 

o Das in der saP empfohlene dreijährige Monitoring inkl. der jährlichen Rei-

nigung ist verpflichtend in die Maßnahmenliste aufzunehmen. Das erste 

Monitoring hat nach dem ersten Jahr der Installation der Nistkästen zu 

erfolgen. Nach Abschluss eines jeden Monitoringjahres ist der unteren 

Naturschutzbehörde bis zum 31.12. eines jeden Jahres unaufgefordert 

ein Monitoringbericht vorzulegen. 

 
 
Der gutachterlichen Empfehlung der Maßnahme ASM5 (Schaffung von Strukturen 
für Fledermäuse und Mauersegler am Neubau – zusätzlich zu den CEF-Maßnah-
men) schließt sich die untere Naturschutzbehörde ausdrücklich an. Da (potentielle) 
Strukturen verloren gehen und diese in Siedlungsbereichen immer seltener werden, 
wird um eine Berücksichtigung gebeten und ausdrücklich empfohlen. 
 
Darüber hinaus ist eine ökologische Baubegleitung einzusetzen. Diese achtet auf 
die Einhaltung der Artenschutzmaßnahmen, steht als Ansprechpartner für fachliche 
Rückfragen zur Verfügung und stimmt sich bei Notwendigkeit mit der unteren Natur-
schutzbehörde ab. 
 

 

3. Allgemeines 

 

Folgende Anmerkungen sind allgemeiner Natur zu den textlichen Festsetzungen bzw. 

örtlichen Bauvorschriften: 

- Insektenfreundliche Beleuchtung, Ziffer 6.2 der textlichen Festsetzungen: Vor 

dem Hintergrund des Insektensterbens und dem Voranschreiten des Rück-

gangs der Fledermauspopulationen, sollten die Leuchten so konstruiert sein, 

dass der Leuchtpunkt möglichst weit in einem geschlossenen Beleuchtungskör-

per integriert ist und kein Eindringen von Insekten in den Leuchtkörper ermög-

licht wird. Das Gehäuse darf dabei nicht heißer als 40°C werden. Die Abstrahl-

richtung ist zudem nach unten zu richten (kein Streulicht). Die Beleuchtung 

sollte nicht dauerhaft erfolgen (ggf. mit einer Zeitschaltuhr zu versehen). Sofern 

bauplanungsrechtlich zulässig, sollte ein Verweis auf § 21 Abs. 2 NatSchG BW 

erfolgen. Darin sind die Abschaltzeiten für Beleuchtungen von Fassaden sämt-

licher baulicher Anlagen (also auch private oder gewerbliche Gebäude, nicht 

nur für Gebäude in öffentlicher Hand) geregelt (Fassaden-Beleuchtungsverbot 

vom 01.04. bis 30.09. ganztägig und vom 01.10. bis 31.03. von 22 Uhr bis 6 

Uhr). Es kann sich auch an dem BfN-Leitfaden zur „Neugestaltung und Umrüs-

tung von Außenbeleuchtungsanlagen“ (siehe: https://www.bfn.de/si-

tes/default/files/2022-05/skript543 4 aufl.pdf) orientiert werden. Generell sollte 

Beleuchtung sparsam eingesetzt werden. Der sparsame Einsatz von Außenbe-

leuchtung spart zudem Energie. 



- 5 - 
 

- Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden, Ziffer 6.4 der textlichen Fest-

setzungen: Die Festsetzung wird grundsätzlich begrüßt. Insgesamt ist das Ri-

siko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen gemäß § 

44 BNatSchG zu vermeiden. Wenn möglich sollten daher große Glasflächen 

und Über-Eck-Verglasungen bei Planungen ausgeschlossen werden. Möglich-

keiten zum Schutz sind: Mit modernen Mustern durch Folierung und Druck auf 

Scheiben kann mit einer Überdeckung von nur 10% der Glasfläche erreicht wer-

den, dass das Risiko für Vogelschlag signifikant gesenkt wird (siehe Broschüre 

„vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“, Schweizerische Vogelwarte). Ein 

entsprechender Druck bzw. eine entsprechende Folierung kann auch ein ge-

stalterisches Mittel sein, um das Gebäude optisch aufzuwerten und interessant 

zu gestalten. Nicht wirksam sind hingegen UV-Stifte/Folien oder das Anbringen 

von Greifvogelsilhouetten. Das Thema sollte frühzeitig schon in die Planungen 

von Gebäuden einfließen. Ein nachträgliches Anbringen von Folien kann extrem 

teuer, aber aus artenschutzrechtlicher Sicht notwendig sein, sollte eine größere 

Zahl Vögel verenden.  

- Einfriedigungen, Ziffer 3 der örtlichen Bauvorschriften: Wir bitten zu prüfen, ob 

ein Bodenabstand von 10 - 15 cm in die Vorgaben aufgenommen werden kann, 

damit diese für Kleinsäuger u. a. weiterhin passierbar bleiben. 

 

4. Eintragungen in das Kompensationsverzeichnis für die Bauleitplanung 

 

Gemäß § 18 Abs. 2 NatSchG BW übermitteln die Gemeinden der unteren Naturschutz-

behörde plangebietsexterne Ausgleichsmaßnahmen, wozu auch CEF-Maßnahmen 

zählen können (d.h. beschlossene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 1a Abs. 

3 BauGB und § 200a BauGB, sofern diese außerhalb des Eingriffsbebauungsplans in 

einem räumlich getrennten Teilgeltungsbereich des Eingriffsbebauungsplans, im Gel-

tungsbereich eines Ausgleichsbebauungsplans, auf von der Gemeinde außerhalb des 

Eingriffsbebauungsplans bereitgestellten Flächen oder auf Flächen in einer anderen 

Gemeinde durchgeführt werden). Wir bitten um Übermittlung über den nachstehenden 

Link in das „Kompensationsverzeichnis für die Bauleitplanung“ (s. E-Mail der unteren 

Naturschutzbehörde, Herr Bayer, vom 09.08.2021): 

https://rips-dienste.lubw.baden-wuerttemberg.de/rips/eingriffsregelung/apps/lo-

gin.aspx?serviceID=33 

Um Vollzugsmeldung an die untere Naturschutzbehörde wird gebeten. 

 

Für die Fristverlängerung möchten wir uns bedanken. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
 
  




